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Das Ergebnis des VW-Konzerns stieg um
54% auf 3,14 Mrd., der Reingewinn gar um
61% auf 1,12 Mrd. €. Auch die Marken-
gruppe Volkswagen kehrte in die Gewinn-
zone zurück. Ihr Ergebnis beträgt 638
Mio. €.
Doch das alles reicht den Herren vom Vor-
stand nicht! Bis 2008 soll der Profit auf 5,1
Mrd. € steigen. Denn: der Gewinn kann
nie hoch genug sein und der Börsenwert
auch  nicht. Da ist sich der gesamte Vorstand
einig. Unterschiede gibt es anscheinend
nur in der Art und Weise, wie gespart wer-
den soll. Kostensenkungen entweder
durch weniger Beschäftigte oder geringe-
re Kosten pro Beschäftigten. Im Zweifel
aber  beides zusammen!
Dabei liegen alternative Vorschläge für
Kostensenkungen auf dem Tisch:
● Ran an die Prozesse und  Abläufe und die
aufwändigen Konstruktionen! Das sind
die Kostentreiber, so haben nach dem Be-
triebsrat jetzt auch Herr Bernhard und
Herr Neumann festgestellt. 
● Ran an eine Komponentenstrategie,
denn dort liegt die Wertschöpfung und der
Gewinn in der Zukunft.
● Ran an die Entwicklung der Werk-
zeugbauten, dort sitzt das Know-
How für Prozesse, neue Technolo-
gien und Einsparungen. Das
hat sich im Produkt-
workshop gezeigt.
Das hieße stra-
tegische Ent-
wicklung von
Volkswagen,
das hieße
langfristiges
Denken.
Genau das

scheint Herr Bernhard bei McKinsey nicht
gelernt zu haben. Für ihn scheint es einfa-
cher zu sein, Werke zu verkaufen und auf
Kosten der Beschäftigten zu sparen, als
gewonnene Erkenntnisse umzusetzen. 
Nur: dazu braucht es keine teuren Manager,
die Millionen könnten sehr schnell ein-
gespart werden!
Ohnehin sind die Managementfehler der
Vergangenheit schon teuer genug gewe-
sen. Die Nobel-Marken, die sich nie rech-
nen werden, die Visionstür, das Laser-
schweißen, die falsche Modellstrategie in
China, Doppelentwicklungen bei VW und
Audi . . . um nur einige zu nennen!
Um die unsozialen Vorhaben durchzusetzen,
werden Gerüchte und Falschmeldungen in
die Welt gesetzt. Zum Beispiel Kompo-
nente: da konnte man in Artikeln lesen,
dass es sich um Werke ohne jede Techno-
logie handele, die noch dazu Verluste pro-
duzieren. Woher hat die Presse solche In-
formationen? Von Beschäftigten und

Betriebsräten sicher nicht.  Ge-
schäftsschädigung ist so etwas
und falsch obendrein. In Braun-
schweig z.B. steht neueste Tech-
nik, die Produktivität wurde im

letzten Jahr um 10% gestei-
gert und es gab so-
gar Gewinn! 

Für den
Höchstpro-

fit ist den Herren jedes Mittel recht: Er-
pressung, das Schüren von Angst um den
Arbeitsplatz, das Ausspielen von Beleg-
schaften der Standorte (national und inter-
national) gegeneinander, und Verleum-
dung, um die öffentliche Meinung auf ihre
Seite zu ziehen.
Gegenwehr ist nötig und
möglich!
Gegenöffentlichkeit in Form von Leser-
briefen und Pressemitteilungen, Auf-
klärung im Freundes- und Bekannten-
kreis!
Gegendruck durch Aktionen: Betriebsrats-
informationen während der Arbeitszeit,
Besuche bei der Werk- oder Personallei-
tung, Begleitung von Verhandlungen (die
Auszubildenden haben es vorgemacht!),
Aktionen auf Betriebsversammlungen,
wie zuletzt von den Azubis und den Be-
schäftigten der Kunststofftechnik in BS
oder der Auftritt der Kollegen in WOB zur
Verscherbelung des Tafelsilbers auf der
letzten Betriebsversammlung.
Gegenwehr durch  Streiks wie die Kolle-
ginnen und Kollegen von Volkswagen in
Pamplona es jetzt planen.

Einen Teilerfolg in Sachen Ausbildung bei
Volkswagen gibt es ja! Und wenn man den
letzten Brief von Bernhard liest, könnte
man meinen, er rudert zurück! 
Auf jeden Fall wäre es angebracht, die Ge-
genwehr gegen die Pläne des Vorstands zu
verstärken. Damit die Herren, ob sie nun
Bernhard heißen oder Pischetsrieder,
merken, dass wir nicht zulassen, abge-
schlossene Verträge in Frage zu stellen,
nach dem Motto: Was schert mich mein
Geschwätz und meine Unterschrift von
gestern!

Für sie die Milliarden –
für uns der Verzicht?

Was wird jetzt platt gmacht?
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„Also Fritz,“ sagt neulich der Willi in der
Pause, „durch den Bernhard blick ich
nicht mehr durch. Erst will er die Kompo-
nente am liebsten auf’m Flohmarkt ver-
hökern, und dann schreibt er uns wieder
Briefe, dass seien alles „Spekulationen oh-
ne Grundlage“. Weiß der heute nicht mehr,
was er gestern gesagt hat?“ „Dem glaub
ich doch kein Wort mehr“,  ruft Susi da-
zwischen, „der meint doch, er wär der Ter-
minator, der bei VW knallhart ausmisten
muß. Motto: Wer sich nicht rechnet, ist
überflüssig!“- „Wenn ich den sehe, fällt
mir immer die Romika-Werbung ein:
Nichts wie reintreten!“, knurrt Ferdi.
„Lasst Euch nicht täuschen“, mischt sich der
dicke Paule ein, „der Bernhard gibt zwar den
Rambo, aber der hat die ganzen Großkopf-
erten hinter sich. Hat der Pischetsrieder
auf der Pressekonferenz doch gesagt: ‚Der
Konzernvorstand zieht an einem Strang’.

Nur, dass wir das andere Ende um den
Hals haben, hat er verschwiegen!“

Recht hat er, der Paule, meine ich. Der
ganze Konzernvorstand steht hinter dem
Ziel, den Profit bis 2008 auf über 5 Milli-
arden Euro hochzutreiben. Und sie sind
sich einig: Das geht nur durch Arbeits-
platzabbau und Leistungsverdichtung, das
geht nur, wenn unser Haustarifvertrag bis
dahin mindestens auf Auto 5000-Niveau
runtergeschruppt wird. Und dabei spielen
sie sich gegenseitig die Bälle zu: Ihr Ziel,
den Maximalprofit, verlieren sie dabei
nicht aus den Augen. Und das hat System:
Kapitalistisches System. Das müssen wir
wissen, wenn wir unseren Haustarifver-
trag verteidigen wollen. Denn dagegen gilt
es anzukämpfen. Nicht mehr, aber auch
nicht weniger!

Meint jedenfalls 

Euer Fritz

Fritz
und der 
Terminator

Nach den mit brutaler Erpressung erzwun-
genen Kündigungen von 660 KollegInnen
bei Seat will der VW-Vorstand in Spanien
offenbar durchziehen. Er legte dem Be-
triebsrat des VW-Werkes in Pamplona ei-
ne Betriebsvereinbarung vor, die erhebliche
Verschlechterungen des geltenden Tarif-
vertrages verlangte und lockte im Falle der
Zustimmung mit einer Produktionssteige-
rung um 10000 Polo pro Jahr. Als die Ge-
werkschaftsvertreter Anfang März ablehn-
ten, konterte die Konzernzentrale nun mit
der Drohung, die Produktion unter die bis-
herigen Stückzahlen zu senken. 
Diese Erpressungspolitik ist natürlich nur
dann möglich, wenn andere VW-Werke
die entsprechende Produktion überneh-
men. „Die Position der Standortverteidi-
gung durch Verzicht führt lediglich dazu,
dass man die Kolleginnen und Kollegen in
anderen VW-Werken im Regen stehen läs-
st“, meinte dazu Benito Uterga, Sprecher der
Betriebsräte-Mehrheit im Werk Pamplo-
na. Die spanischen KollegInnen hoffen
nun auf die Solidarität der anderen Werke.
Gleichzeitig beschlossen sie einen Mobili-
sierungs-Stufenplan gegen die Vorstands-Er-
pressung. In der ersten Woche sollen 24

Stunden gestreikt werden, in der zweiten 48
Stunden „ und wenn alles nichts hilft, da-
nach unbegrenzt. 
Auf der letzten Vertrauenleuteversamm-
lung in Braunschweig wurde bereits eine So-
lidaritätsadresse formuliert. Öffentlichkeit
soll hergestellt werden, wenn es wirklich ei-
nen unbefristeten Streik geben sollte,
brauchen die KollegInnen Geld!! Es geht in
Pamplona, wie auch bei uns, um dasselbe:
Länger arbeiten für weniger Entgelt,
größere Arbeitshetze und Auslagerung
von Tätigkeiten sowie die Vernichtung
von Arbeitsplätzen. Wo hier noch zu oft
der Standortlogik gefolgt wird, gehen die
baskischen Kollegen einen anderen Weg: al-
le 4 Gewerkschaften sind sich einig und
nehmen den Kampf gegen die Konzern-
zentrale auf!
Damit kämpfen sie auch dagegen an, uns als
„billiges“ Beispiel präsentiert zu werden, mit
dem wir dann erpresst werden können.
Deshalb muss ihnen unsere Solidarität
gehören!
Deshalb bleibt zu hoffen, dass auch der
europäische Konzernbetriebsrat sie nicht
„im Regen stehen lässt“ und die notwendi-
ge Solidarität organisiert.

VW-Spanien: Streik 
gegen Erpressung

Nicht nur bei VW
steht das Tafelsilber
auf der Verkaufsliste!

Wem gehört
die Stadt?
Die Kommunalwahl findet erst im Sep-
tember statt, aber schon jetzt geht es heiß
her. Die Bürgerinitiative für den Erhalt öf-
fentlichen Eigentums wird vom Oberbür-
germeister vor Gericht gezerrt, um einen
Maulkorb verpasst zu bekommen. Nie-
mand soll behaupten dürfen, dass der Ver-
kauf der Abwasserentsorgung an den Mul-
ti Veolia von der Kommnalaufsicht nicht
uneingeschränkt genehmigt sei.
Wie heißt es so passend: Getroffene Hun-
de jaulen. Unbequem sind die Enthüllungen
der Bürgerinitiative über die fragwürdigen
finanziellen Transaktionen. Haben sie und
die Klagen von betroffenen Bürgern doch
die Schwächen und Widersprüche im
komplizierten Vertragswerk aufgedeckt.
Klar ist: Privatisierungen öffentlichen Ei-
gentums bringen den Käufern Vorteile und
kosten den Bürger bares Geld. Ob öffent-
liches Wohneigentum verkauft wird oder der
Schlosspark, oder die Energieerzeugung,
die Ampeln oder die Abwasserentsorgung
– immer wird der Käufer versuchen, den
Verkaufspreis möglichst schnell wieder
herein zu bekommen. Das geht mit höhe-
ren Preisen, mit schlechteren Arbeitsbe-
dingungen der Beschäftigten oder mit Ver-
schlechterung der Leistungen. 
Das viel gepriesene „Wunder von Braun-
schweig“ werden wir sehr bald als „blaues
Wunder“ erleben. Der Verkauf des öffent-
lichen Eigentums hat die Stadt arm und
abhängig gemacht. Tafelsilber kann man
nur einmal verkaufen!
Der Oberbürgermeister und seine Rats-
mehrheit nimmt die Interessen der Rei-
chen und Mächtigen wahr. Die Muntes
und Boreks haben zusammen mit der
Braunschweiger Zeitung Hoffmanns
Wahlkampf nach Kräften unterstützt und
tun das weiterhin. Diese geballte Macht
der Unternehmer und ihrer Presse hat auch
der OB-Kandidat der SPD zu spüren be-
kommen. Es ist gut, dass sich die SPD an
die Seite der Bürgerinitiative gestellt hat,
aber ob die Sozialdemokraten tatsächlich
wieder eine soziale Politik machen wer-
den, wird noch zu beweisen sein.
Wir, die DKP Braunschweig, werden eine
linke Kandidatur zur Kommunalwahl un-
terstützen. Die außerparlamentarischen
Bewegungen brauchen eine Vertretung im
Stadtrat. 
Infos zur Privatisierung unter:
www.unser-braunschweig.de
der Seite der Bürgerinitiativen



Opel Bochum:
Feuern und Heuern !
In der letzten Ausgabe berichtete die DKP
Bochum, dass bei Opel Bochum bis zu
300 Beschäftigte der Zeitarbeitsfirma
Adecco arbeiten sollen. Inzwischen sind
es mehr als 300 Zeitarbeiter bei Opel Bo-
chum. Trotzdem sollen immer noch mehr
als 800 Kollegen gehen. Anscheinend soll
in der Salamitaktik Stammbelegschaft ge-
gen Zeitarbeit ausgetauscht werden.
Bei den bei Opel eingesetzten Beschäftig-
ten von Adecco handelt es sich ausschließ-
lich um qualifizierte Facharbeiter mit Me-
tall-Berufsausbildung, deren Entlohnung
allerdings um bis zu einem Drittel unter
den Opel-Löhnen liegt. Außerdem unterliegt

der Einsatz von Beschäftigten von Zeitar-
beitsfirmen bei Opel der totalen Flexibili-
sierung und erfolgt nach dem Motto „heu-
ern und feuern“.
Der verstärkte Einsatz von Fremdfirmen
und sog. Leiharbeitern bei Opel ist ein
Stück kapitalistischer Produktionsphilo-
sophie des GM-Konzerns. Diese besagt,
es ist „egal, wer die Autos baut, Opelaner,
Leiharbeiter oder Fremdfirmen. Die
Hauptsache ist, man sei kostengünstiger
als andere.“
(aus Linker Blinker, Zeitung der DKP für
Opel Bochum 2/2006)

Neuer Hartz-IV-Plan:
3,2,1 – Arbeitsloser
meins!
Arbeitslose sollen zukünftig versteigert
werden können. Das jedenfalls hat der Di-
rektor für Arbeitsmarktpolitik am Bon-
ner IZA-Forschungsinstitut, Hilmar
Schneider, vorgeschlagen. Mit dieser
brisanten Forderung will er Billiglöh-
ner an den Mann bringen. Funktionieren
würde das ganz einfach: „Das Sozial-
amt schreibt ein Angebot für 80 arbeits-
lose Arbeitskräfte aus und dann kann
jeder bieten, egal ob Unternehmen oder
Privathaushalt. Das höchste Gebot ge-
winnt.“ Und Hilmar Schneider hat Vi-
sionen – gerade für Privathaushalte
könnte das Modell interessant sein. Wer
zum Beispiel seinen Keller entrümpeln
will oder seinen Garten auf Vorder-
mann gebracht haben möchte, der kann
beim Auktionator Arbeitsagentur bie-
ten, indem er einen Stundenlohn angibt,
den er bereit ist zu bezahlen – es ist wie
bei jeder Auktion. Wer für den Arbeits-
losen am meisten zahlen will, der ge-
winnt. 

Bundesdeutsche 
Karriere
Mit kaum 50 Jahren in die Dauerar-
beitslosigkeit und nach einem Jahr in
die Dauerverelendung ALG II. Dem
folgt mit 67 Jahren dann die endgültige
Verelendung in der Altersarmut. Grund:
Seit Hartz IV wird noch nicht einmal
ein Alibibeitrag für die Betroffenen in die
Rentenkasse eingezahlt. Lediglich ent-
sprechend dem Verelendungsregelsatz
von 345,-Euro West und 331,- Euro Ost
wird ein Minibeitrag in die Rentenkas-
se eingezahlt, der pro Jahr einer monat-
lichen Rente von unter 2 Euro ent-
spricht.
Das Moto einer kriminellen Politiker-
klasse ist: „Wer arm ist stirbt auch
früher“! Dafür hat die All-Parteien-Ko-
alition mit Agenda 2010 und Hartz IV
gründlich gesorgt. Auch so kann man
Rentenproblematik und Massenarbeits-
losigkeit auf grausame und menschen-
verachtende Art und Weise lösen.

Hartz-Splitter

DDeerr  rroottee  KKääffeerr  iimm  IInntteerr--
nneett  ––  mmiitt  iinntteerreessssaanntteenn
LLiinnkkss

wwwwww..rrootteerr--kkaaeeffeerr..ddee

1,12 Milliarden EuroGewinn
Das reicht uns nochlange nicht!

Lange und stürmische Be-
triebsversammlung im VW-
Werk Wolfsburg
Die Betriebsversammlung am 9.3.06 im
VW-Werk Wolfsburg war lang: 62 Diskus-
sionsredner zu den Berichten von BR und
Geschäftsleitung sorgten dafür, dass sie
vom frühen Vormittag bis in die Abend-
stunden dauerte. Und sie war stürmisch.
Schon zum Auftakt marschierte eine De-
mozug von ca. 1000 KollegInnen unter
großem Beifall in die Halle 11 ein. Im Mit-
telunkt ein Wagen, von dem aus Herren im
schwarzen Anzug und mit Bernhard-Mas-
ken Tafelsilber mit Aufdrucken verschleu-
derten: Europcar, Komponentenwerk
Braunschweig, Komponentenwerk Salz-
gitter, Sitech, Ausbildung, Werk Brüssel....
Gleichzeitig wurde ein Flugblatt der VKL
verteilt, auf der die „Verschleuderung un-

seres Tafelsilbers“ durch den Vorstand,
v.a. durch Bernhard scharf angegriffen
wurde.
Auch die Aussage mit der Einführung der
35-Stunden-Woche pro Pkw 300 € einspa-
ren zu können wurde mit dem Hinweis wi-
derlegt, dass das genau die Summe sei, die
allein die verkorkste Visionstür kostet, die
übrigen Management-Fehler wie Laser-
schweißen usw. noch gar nicht mitgerech-
net.
Eine solch kämpferische Betriebsver-
sammlung kann weder Höhepunkt noch
Schlusspunkte des Kampfes um Tarifver-
träge und Arbeitsplätze sein – sondern ein
guter Auftakt für kommende Auseinander-
setzungen!



Die neoliberale Bundestagsmehrheit hat
im Februar weiteren Sozialabbau durchge-
peitscht. Wer als junger Mensch am Ar-
beitsmarkt scheitert, wird jetzt bestraft:
mit Verarmung und Entmündigung. Geht ein
Erwachsener unter 25 Jahren im Gerangel
um die letzten Überbleibsel an Arbeits-
oder Ausbildungsplätzen leer aus, darf er
dem Elternhaus nur noch in »besonderen
Ausnahmefällen« den Rücken kehren.
Dies besagt das Mitte Februar vom Bun-
destag in zweiter und dritter Lesung be-
schlossene Hartz-IV-Änderungsgesetz. 
Das von den schwarz-rosa Großkoali-
tionären in einer Woche durchs Parlament
gepeitschte Regelwerk sieht ferner drasti-
sche Leistungskürzungen für junge Er-
werblose vor. Demnach sollen im Elternhaus
lebende junge Erwachsene maximal noch

80 Prozent vom Regelsatz des Arbeitslo-
sengeldes II = 275,- Euro erhalten. 
Das faktische Umzugsverbot für Jugendli-
che trat mit sofortiger Wirkung in Kraft.
Künftig sollen die Kosten für eine eigene
Wohnung und der volle ALG-II-Regelsatz
nur noch dann gezahlt werden, wenn die Be-
troffenen »dafür gute Gründe haben«, so Ar-
beits- und Sozialminister Müntefering im
Plenum. Was unter »guten Gründen« zu
verstehen ist, bleibt allerdings der Willkür
der Arbeitsagenturen überlassen. Nach
den Vorgaben der Regierungspropaganda
gilt es bereits als ein Vergehen, sich als
junger Erwachsener eine eigene Existenz
aufbauen zu wollen. Für die Neoliberalen
aus CDU und SPD sind mit den jungen Er-
wachsenen die Schuldigen für die Milliar-
denlöcher beim ALG II gefunden. 

Betriebsrats-
wahl 2006 
Bis zum 30. März finden in den VW-Wer-
ken die BR-Wahlen statt. Termine und
Anzahl der konkurrierenden Listen sind
an den Standorten unterschiedlich. Ein-
heitlich ist unsere Empfehlung für die Be-
schäftigten:  Nehmt Euer Wahlrecht wahr
und stimmt für die Listen der IGMetall!
Verfehlungen von einigen Betriebsräten,
Unzufriedenheit mit einzelnen Personen,
oder auch zweifelhafte Entscheidungen
von ganzen BR-Gremien sollten innerhalb
der Gewerkschaft unter Formulierung von
Alternativen ausgetragen werden. Protest in
Form von Wahlenthaltung und ungültigen
Stimmzetteln hilft nicht weiter! Es ist
nicht die Zeit, Meinungsunterschiede in
den Vordergrund zu stellen. Einheit und
Bündelung der Kräfte ist angesagt um dem
Vorstand die Stirn zu bieten und Tarifver-
träge zu verteidigen. Der Vorstand wird
genau beobachten, ob es eine sinkende
Wahlbeteiligung oder ein schlechteres
Wahlergebnis für die IGM gibt. Danach
wird er entscheiden, ob seine Angriffe
Aussicht auf Erfolg haben. Wenn das
Wahlergebnis sich nahe am Organisations-
grad der IGM bewegt, wird er wissen, dass
er mit dem einheitlichen Widerstand der
Beschäftigten zu rechnen hat. Das zählt –
nichts anderes !

Stallpflicht bis 25

2000 Euro
auf die Voraus-
zahlung
im November
(Weihnachts-
geld)

Gründe gibt es
genug: Verzicht im letzten Jahr,
Steigerung des Gewinns  und Steigerung der
Dividende für die Aktionäre um 10%!

Zweierlei Räuber
(Knut Becker, 2005)

Wenn Dir hierzulande einer die
Brieftasche raubt
wird er gesucht,
ermittelt, bestraft.
Wenn Dir hierzulande einer den
Arbeitsplatz raubt
wird er weder gesucht, noch ermittelt,
geschweige denn bestraft.
In diesem Land gilt offenbar die
Brieftasche mehr als der
Arbeitsplatz.

Unser Vorschlag für den Gesamtbonus 2006
(für 2005)


